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GESUNDHEITSWESEN, VETERINÄRWESEN,  
GESUNDHEITLICHER VERBRAUCHERSCHUTZ 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Wöchentliche Bekanntmachung des 7-Tages-Inzidenzwertes an Neuinfektionen pro 100.000 Einwohnern mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 

Bekanntmachung  

Als zuständige Kreisverwaltungsbehörde gibt das Landratsamt Rosenheim hiermit einen tagesaktuellen Inzidenzwert von 
127,8 wöchentlichen Neuinfektionen pro 100.000 Einwohner mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 im Kreisgebiet des Land-
kreises Rosenheim bekannt.  

Aus diesem Wert ergeben sich für die folgende Kalenderwoche 16 (19.04. - 25.04.2021) folgende Rechtsfolgen:  

1. Schulunterricht  

In der Jahrgangsstufe 4 der Grundschulstufe, der Jahrgangsstufe 11 der Gymnasien und der Fachoberschulen 
sowie in Abschlussklassen findet Präsenzunterricht, soweit dabei der Mindestabstand von 1,5 m durchgehend 
und zuverlässig eingehalten werden kann, oder Wechselunterricht statt.  

An allen übrigen Schularten und Jahrgangsstufen findet Distanzunterricht statt. 

Wichtiger Hinweis:  
Am Präsenzunterricht und an Präsenzphasen des Wechselunterrichts sowie an der Notbetreuung und Mittags-
betreuung dürfen nur Schülerinnen und Schüler teilnehmen, die zu Beginn des Schultages über ein schriftliches 
oder elektronisches negatives Ergebnis eines PCR- oder POC-Antigentest in Bezug auf eine Infektion mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 verfügen und auf Anforderung der Lehrkraft vorweisen oder in der Schule unter Auf-
sicht einen Selbsttest mit negativem Ergebnis vorgenommen haben. Die dem Testergebnis zu Grunde liegende 
Testung oder der in der Schule vorgenommene Selbsttest dürfen höchstens 24 Stunden vor dem Beginn des 
jeweiligen Schultags vorgenommen worden sein. 

2. Kinderbetreuung 

Einrichtungen zur Kinderbetreuung sind grundsätzlich geschlossen. Es gelten die Regelungen zur Notbetreuung.

Begründung: 

Tagesaktuell liegt die Inzidenzzahl an wöchentlichen Neuansteckungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 pro 100.000 
Einwohner im Kreisgebiet des Landkreises Rosenheim bei 127,8 und damit über dem maßgeblichen Richtwert von 100.  

Gemäß § 18 Abs. 1 Satz 4 der 12. BayIfSMV haben die zuständigen Kreisverwaltungsbehörden jeweils am Freitag jeder 
Woche die für den betreffenden Landkreis oder die kreisfreie Stadt maßgebliche Inzidenzeinstufung zu 
veröffentlichen.  

Die oben genannten Rechtsfolgen für den Schulunterricht und die Kinderbetreuungseinrichtungen ergeben sich aus § 18 
Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 bzw. § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 der 12. BayIfSMV. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 16.04.2021 

gez. 

Mascher 
Regierungsrätin 611-5304-1-39 
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Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Verlängerung der Allgemeinverfügung zur Bekämpfung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis  
Rosenheim – Besuchsregelung für Krankenhäuser – Anordnung eines Verbots des Konsums von Alkohol auf be-
stimmten öffentlichen Plätzen

Auf Grund der Zuständigkeit für den Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) im Kreisgebiet, erlässt das Landratsamt 
Rosenheim gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1, § 28a Abs. 1 Nrn. 2,9 und 15 des IfSG und §§ 9, 24 Abs. 1 Nr. 1, Abs.2 Satz 2 und 
28 Abs. 1 Satz 1 der 12. Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (12. BayIfSMV) in Verbindung mit § 65 der 
Zuständigkeitsverordnung, Art. 3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgesetzes und des Art. 35 Satz 
2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) folgende 

Allgemeinverfügung: 

1. In der Ziffer 4. der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rosenheim vom 18.12.2020 „Allgemeinverfügung zur Be-
kämpfung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis Rosenheim - Besuchsregelung für Krankenhäuser“ 
zuletzt geändert durch Bekanntgabe im Amtsblatt am 26.03.2021, wird die Angabe „18.04.2021“ durch die Angabe 
„09.05.2021“ ersetzt. 

2. In Ziffer 5. der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rosenheim vom 29.01.2021 „Allgemeinverfügung zur Bekämp-
fung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis Rosenheim – Anordnung eines Verbots des Konsums von 
Alkohol auf bestimmten öffentlichen Plätzen“ zuletzt geändert durch Bekanntgabe im Amtsblatt am 26.03.2021 wird die 
Angabe „18.04.2021“ durch die Angabe „09.05.2021“ ersetzt. 

3.  In Ziffer 5. der Allgemeinverfügung des Landratsamtes Rosenheim vom 19.03.2021 „Allgemeinverfügung zur Bekämp-
fung des neuartigen Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis Rosenheim – Anordnung einer Maskenpflicht auf 
bestimmten öffentlichen Plätzen“ zuletzt geändert durch Bekanntgabe im Amtsblatt am 01.04.2021 wird die Angabe 
„18.04.2021“ durch die Angabe „09.05.2021“ ersetzt. 

4.  Diese Allgemeinverfügung tritt am 19.04.2021 in Kraft. 

Hinweis: 

Im Falle einer Änderung der Bayerischen Infektionsschutzmaßnahmenverordnung durch das Bayerische Staatsministerium 
für Gesundheit und Pflege (StMGP) gilt diese Allgemeinverfügung in Bezug auf die Fassung der 12. BayIfSMV vom 
09.04.2021 weiter fort. Im Falle unterschiedlicher Regelungen ist die jeweils Strengere heranzuziehen. 

Begründung: 

Den mit oben genannten Allgemeinverfügungen erlassenen Schutzmaßnahmen kommt nach fachlicher Ansicht des Staatli-
chen Gesundheitsamtes Rosenheim unverändert hohe fachliche Bedeutung zu. Derzeit ist sowohl bundesweit wie auch in 
der Region erneut eine steigende Tendenz bei den Fallzahlen zu beobachten. Die Krankenhäuser bedürfen daher nach wie 
vor eines besonderen Schutzes. Auch die Gefahr von Menschenansammlungen infolge Alkoholkonsums auf öffentlichen 
Plätzen und das daraus resultierende erhöhte Infektionsrisiko besteht weiterhin und wird durch die anstehenden Sommer-
monate weiter verschärft. Auch in den Priener Schären ist aus diesem Grund in den kommenden Monaten mit einer 
Erhöhung der Besucherzahl zu rechnen.  
Hinzu kommt, dass nicht auszuschließen ist, dass die inzwischen auch in Bayern auftretenden Virusvarianten („Variants of 
Concern“ – z.B. britische, südafrikanische und brasilianische Variante) des Virus SARS-CoV-2 zu einer erneuten Beschleu-
nigung der Ausbreitung im Landkreis Rosenheim führen. 
Die Schutzmaßnahmen sind daher auch weiterhin geeignet, erforderlich und angemessen, um der Ausbreitung der neuarti-
gen Viruserkrankung effektiv entgegenzuwirken. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht in München 
Postfachanschrift: 80005 München, Postfach 20 05 43 

Hausanschrift: 80335 München, Bayerstr. 30 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die 
Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die 
angefochtene Verfügung soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 
- Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen sind der Internetpräsenz der Bayerischen Ver-

waltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 
- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung eine Verfahrens-

gebühr fällig. 

Landratsamt Rosenheim 
Rosenheim, 16.04.2021 

gez. 

Mascher 
Regierungsrätin 


